Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 2626 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 24. März 1961 

3 — 14502 — 2309/61 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Gesetzes über Ermächtigungen 
zum Erlaß von Rechtsverordnungen 

mit Begründung (Anlage 1). Ich bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 228, Sitzung am 10. Februar 1961 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Entwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu neh- 
men. Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine 
Einwendungen erhoben. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme 
des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Für den Bundeskanzler 

Der Bundesminister für Familien- und Jugendfragen 

Dr. Wuermeling 


Druck: Bonner Universitäts-Buciidruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb; Dr, Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über Ermächtigungen zum Erlaß von Rechtsverordnungen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


§ 1 

Soweit Bundesgesetze Ermächtigungen oberster 
Landesbehörden zum Erlaß von Rechtsverordnungen 
vorsehen, sind die Landesregierungen zum Erlaß 
dieser Rechtsverordnungen ermächtigt. Die Landes- 
regierungen können die Ermächtigungen auf die 
obersten Landesbehörden übertragen, die in den 
bisherigen Vorschriften bezeichnet sind, und dabei 
die weitere Übertragung auf nachgeordnete Behör- 
den in dem bisher bezeichneten Umfang zulassen. 

§ 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 3 

Das Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. 
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Begründung 


Allgemeines 

Das Bundesverfassungsgericht hat mit Beschluß vom 
10. Mai 1960 zum Milch- und Fettgesetz ausgespro- 
chen, daß der Bundesgesetzgeber nach Artikel 80 
Abs. 1 Satz 1 GG außer der Bundesregierung oder 
einem Bundesminister nur die Landesregierungen, 
nicht aber Landesminister unmittelbar zum Erlaß 
von Rechtsverordnungen ermächtigen kann. Hier- 
nach ist die Geltung einer großen Zahl bundesge- 
setzlicher Ermächtigungen zum Erlaß von Rechtsver- 
ordnungen in Frage gestellt. Der Bundesgesetzgeber 
hat für die dringendsten Fälle eine Klärung herbei- 
geführt durch das Gesetz über Rechtsverordnungen 
im Bereich der Gerichtsbarkeit (Bundesgesetz- 
blatt 1960 I S. 481) und das Zweite Gesetz zur Än- 
derung des Milch- und Fettgesetzes (Bundesgesetz- 
blatt 1960 I S. 649). Damit ist jedoch eine Reihe von 
Ermächtigungen noch nicht erfaßt, für die eine Klar- 
stellung nach der Entscheidung des Bundesverfas- 
sungsgerichts ebenfalls dringend erforderlich ist. 

Es erscheint nicht möglich, die noch nicht erfaßten 
Ermächtigungen in der laufenden Legislaturperiode 
einzeln zu novellieren. Die Bundesregierung schlägt 
deshalb eine Globallösung vor. Die Globalregelung 
bietet gegenüber einer Spezialregeiung den Vorteil, 
mit Sicherheit alle Bundesgesetze zu erfassen, die 
noch Ermächtigungen oberster Landesbehörden zum 
Erlaß von Rechtsverordnungen vorsehen. Bei einer 
unter Zeitdruck vorgenommenen Spezialregelung 
wäre nicht auszuschließen, daß einzelne Ermächti- 
gungen übersehen und deshalb nicht erfaßt würden. 
Auch müßte für jeden Einzelfall die nicht immer 
leichte Frage beantwortet werden, ob eine Ermächti- 
gung zum Erlaß von Rechtsverordnungen oder zur 
Setzung von Verwaltungsvorschriften oder -akten 
vorliegt. Die Antwort auf diese Frage bleibt bei der 
vorgeschlagenen Giobairegelung wie bisher der 
Praxis überlassen. 

Durch die Ausführung des Gesetzes entstehen keine 
Kosten. 


Zu § 1 

Der Wortlaut ist weitgehend dem § 1 des Gesetzes 
über Rechtsverordnungen im Bereich der Gerichts- 
barkeit angepaßt. Satz 1 erfaßt alle Bundesgesetze, 
die nach ihrer Wortfassung noch Ermächtigungen 
oberster Landesbehörden zum Erlaß von Rechtsver- 
ordnungen vorsehen. Unberührt bleiben die Ermäch- 
tigungen, die schon durch das Gesetz über Rechts- 
verordnungen im Bereich der Gerichtsbarkeit und 
das Zweite Gesetz zur Änderung des Milch- und 
Fettgesetzes erfaßt worden sind. 

Satz 2 gibt den Landesregierungen die Möglichkeit, 
die Ermächtigungen auf die obersten Landesbehör- 
den zu übertragen, die in den bisherigen Vorschrif- 
ten bezeichnet sind. Die Landesregierungen können 
bei der Übertragung die weitere Übertragung auf 
nachgeordnete Behörden in dem bisher bezeichneten 
Umfang zulassen. Die in Satz 2 liegende Beschrän- 
kung der Subdelegation ist sachlich begründet. Sie 
ist auch zulässig. Das Bundesverfassungsgericht hat 
in der Entscheidung zum Milch- und Fettgesetz die 
§§ 89 und 93 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe- 
schränkungen als vorbildliche Ermächtigungen zum 
Erlaß von Rechtsverordnungen angeführt. §89 Abs. 1 
Satz 2 und § 93 Abs. 1 Satz 2 GWB beschränken die 
Subdelegation horizontal auf die Ebene oberster 
Landesbehörden und vertikal auf die Justizverwal- 
tungen. Eine gleiche Beschränkung der Subdelega- 
tionsbefugnis enthält die Rechtsverordnungsermäch- 
tigung, die kürzlich der Bundesrat zu § 126 Abs. 1 
StPO in der Fassung des Entwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung der Strafprozeßordnung und des Ge- 
richtsverfassungsgesetzes (StPÄG) mit Zustimmung 
der Bundesregierung vorgeschlagen hat — Druck- 
sache 2037, S. 48 und 52. 

Vorkonstitutionelle Ermächtigungen zum Erlaß von 
Rechtsverordnungen werden durch den Entwurf nicht 
erfaßt, da insoweit eine Regelung nicht geboten er- 
scheint. Die Frage, ob eine vorkonstitutionelle Er- 
mächtigung fortgilt, beantwortet sich nicht nach Ar- 
tikel 80, sondern nach Artikel 129 GG (BVerfGE 2, 
307, 328). Artikel 80 kann allenfalls bei der Aus- 
legung fortgeltender vorkonstitutioneller Ermächti- 
gungen neben Artikel 129 herangezogen werden. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen:". 

Begründung 

Die Zustimmungsbedürftigkeit ergibt sich dar- 
aus, daß die zu erlassenden Rechtsverordnungen 
auch Regelungen des Verwaltungsverfahrens 
bzw. die Einrichtung von Landesbehörden ent- 
halten werden. Nach ständiger Auffassung des 
Bundesrates ergibt sich die Zustimmungsbedürf- 
tigkeit ferner daraus, daß durch das Gesetz zwei- 
fellos auch Gesetze geändert werden, die mit Zu- 
stimmung des Bundesrates ergangen sind (vgl. 
auch die Stellungnahme des Bundesrates zum 
Gesetz über Rechtsverordnungen im Bereich der 
Gerichtsbarkeit vom 1. Juli 1960 — BR-Druck- 
sache 214/60 — Beschluß). 

2. Zu § 1 Satz 2 

§ 1 Satz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„Die Landesregierungen können die Ermächti- 
gungen auf oberste Landesbehörden oder nach- 
geordnete Behörden übertragen und den ober- 
sten Landesbehörden die Übertragung auf nach- 
geordnete Behörden gestatten." 


Begründung 

Es erscheint zumindest verfassungspolitisch ge- 
boten, den Landesregierungen zu überlassen, auf 
welche oberste Landesbehörden sie die Ermächti- 
gungen gegebenenfalls übertragen wollen. Im 
übrigen ist nicht einzusehen, warum insoweit 
eine von § 1 Satz 2 des Gesetzes über Rechtsver- 
ordnungen im Bereich der Gerichtsbarkeit vom 
vom 1. Juli i960 (BGBL I S. 481) abweichende 
Regelung getroffen werden soll. 

Es sollte ferner den Landesregierungen die Mög- 
lichkeit gegeben werden, selbst zu bestimmen, 
innerhalb welcher Grenzen eine weitere Über- 
tragung auf nachgeordnete Behörden zugelassen 
werden soll. 

3. Zu § 1 Abs. 2 (neu) 

Dem § 1 ist folgender neuer Absatz 2 anzufügen: 

„(2) Das Gesetz über Rechtsverordnungen im 
Bereich der Gerichtsbarkeit vom 1. Juli 1960 
(Bundesgesetzbl. I S. 481) bleibt unberührt." 

Der bisherige Inhalt des § 1 wird Absatz 1. 

Begründung 

Notwendige Klarstellung, insbesondere im Hin- 
blick auf Artikel 80 Abs. 1 S. 3 GG, wonach die 
Rechtsgrundlage einer Verordnung eindeutig an- 
gegeben werden muß. 


4 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 
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Anlage 3 


Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme 

des Bundesrates 


Zu 1. 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Bundesregierung vertritt in ständiger Praxis 
die Auffassung, daß die Änderung eines Zustim- 
mungsgesetzes nur dann der Zustimmung des Bun- 
desrates bedarf, wenn die Änderung entweder 
selbst einen zustimmungsbedürftigen Inhalt hat oder 
sich auf solche Bestimmungen des zu ändernden Ge- 
setzes bezieht, welche die Zustimmungsbedürftig- 
keit jenes Gesetzes begründet haben oder wenig- 
stens mit zustimmungsbedürftigen Vorschriften 
jenes Gesetzes in einem untrennbaren Zusammen- 
hang stehen. Diese Voraussetzungen sind hier nicht 
erfüllt. Der Zustimmung nach Artikel 84 Abs. 1 GG 
bedarf es nicht, da das im Entwurf vorliegende Ge- 
setz weder die Einrichtung der Behörden noch das 
Verwaltungsverfahren der Länder regelt. Der Um- 
stand, daß das Gesetz möglicherweise Ermächtigun- 
gen zum Erlaß derartiger Regelungen durch Rechts- 
verordnung erfaßt, macht es nicht selbst zustim- 
mungsbedürftig. Die Zustimmungsbedürftigkeit von 
Rechtsverordnungen, weiche die Einrichtung der Be- 
hörden und das Verwaltungsverfahron der Länder 
regeln, bestimmt sich nach Artikel 80 Abs. 2 GG. 

Zu 2. 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Der vorliegende Entwurf läßt die weitere Übertra- 
gung von Ermächtigungen im bisher bezeichneten 
Rahmen zu. Die hierin liegende Beschränkung der 
weiteren Übertragung ist mit dem Grundgesetz ver- 
einbar. Die Befugnis des Bundesgesetzgebers nach 
Artikel 80 Abs. 1 Satz 4 GG erschöpft sich nicht in 
der Wahl zwischen Zulassung und Ausschluß einer 
Subdelegation schlechthin. Sie umfaßt auch die 
nähere Bestimmung des Rahmens, innerhalb dessen 
eine weitere Übertragung gestattet wird. Von der 
zutreffenden Auffassung, daß der Bundesgesetzge- 
ber die Subdelegation nicht nur vertikal, sondern 
auch horizontal beschränken kann, ist offenbar so- 


wohl das Bundesverfassungsgericht bei seinen Aus- 
führungen zu § 89 Abs. 1 Satz 2 und § 93 Abs. 1 
Satz 2 GWB im Beschluß vom 10. Mai 1960 als auch 
der Bundesrat mit seinem Vorschlag zu § 126 Abs. 1 
StPO in der Fassung des Entwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung der Strafprozeßordnung und des Ge- 
richtsverfassungsgesetzes ausgegangen (vgl. die Be- 
gründung zu § 1 des vorliegenden Entwurfs). 

Der Vorschlag des Bundesrates, die weitere Über- 
tragung der Ermächtigungen über den bisher be- 
zeichneten Rahmen hinaus zuzulassen, ist sachlich 
nicht gerechtfertigt und verfassiingspolitisch bedenk- 
lich. Es kann sich nicht empfehlen, zahlreiche nach 
sorgfältigen Einzelberatungen beschlossene Sub- 
delegationsregelungen durch ein Globalgesetz all- 
gemein aufzuheben. Die vorgeschlagene Freigabe 
der weiteren Übertragung könnte leicht dazu füh- 
ren, daß die Zuständigkeiten von Landesbehörden, 
Reditsverordnungcn auf Grund von Bundcsgesctzcn 
zu erlassen, zersplittert und unübersichtlich werden. 
Der Vorschlag des Bundesrates begegnet deshalb 
ähnlichen Einwänden wie sein Entwurf eines Geset- 
zes über die Änderung von Zuständigkeiten (BT- 
Drucksache 1777). 

Zu 3. 

Dem Vorschlag wird nicht widersprochen. 

Nach Auffassung der Bundesregierung ergibt sich 
allerdings schon aus der gegenwärtigen Fassung des 
Entwurfs, daß das Gesetz über Rechtsverordnungen 
im Bereich der Gerichtsbarkeit unberührt bleibt. § 1 
Satz 1 erfaßt nach seinem Wortlaut nur diejenigen 
Bundesgesetze, die Ermächtigungen oberster Lan- 
desbehörden zum Erlaß von Rechtsverordnungen 
(noch) „vorsehen'L Die Ermächtigungen, die bereits 
durch das Gesetz über Rechtsverordnungen im Be- 
reich der Gerichtsbarkeit erfaßt wurden, „sehen" 
Ermächtigungen oberster Landesbehörden nicht 
mehr „vor" (vgl. die Begründung zu § 1 des Ent- 
wurfs). 
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